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Vorblatt 


Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zoll- 
tarifs (Zollkontingente für EGKS-Waren) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Preisgestaltung von gewissen Stahlsorten und Halberzeug- 
nissen soll stabilisiert werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung will deshalb von zwei Ermächtigungen 
der EG-Kommission Gebrauch machen, die es ihr gestatten, die 
geltenden Zollkontingente für diese Waren zum Teil bis zum 
30. Juni 1971, zum Teil bis zum 31. Dezember 1971 zu verlängern. 
Die Ausnutzung dieser Ermächtigungen ist von der Zustimmung 
des Bundestages abhängig. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ein Antrag auf Versagung der Zustimmung wurde nicht gestellt. 


D. Kosten 

Wirtschaftszölle haben keine fiskalischen Zielsetzungen. Im 
übrigen entstehen keine Einnahmeausfälle, weil es sich lediglich 
um die Fortsetzung von seit Jahren bestehenden Maßnahmen 
handelt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung beschlossene Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 5/71 — Waren 

der EGKS — 1971) 

— Drucksache VI/1884 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kaffka 


Die Zoll- Verordnung — Drucksache VI/1884 — 
wurde vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 
26. Februar 1971 an den Ausschuß für Wirtschaft 
als dringliche Vorlage gemäß § 96 a GO zur Be- 
ratung überwiesen. 

1. Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl treffen seit 
Jahren einstimmige Vereinbarungen über halb- 
jährlich befristete Ausnahmen von den harmo- 
nisierten Stahlzöllen der Gemeinschaft. Die letzte 
derartige Entscheidung wurde am 14. Dezember 
1970 für das 1. Halbjahr 1971 getroffen. Die 
Kommission hat deshalb am 23. Dezember 1970 
die Mitgliedstaaten ermächtigt, von den sich aus 
Artikel 1 der Empfehlung Nr. 1/64 vom 15. Ja- 
nuar 1964 ergebenden Verpflichtungen insoweit 
abzuweichen, als es notwendig ist, um die für 
die Einfuhr bestimmter Stahlerzeugnisse (Spe- 
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zialwalzdrähte und Elektrobleche) erforderlichen 
Zollkontingente zu gewähren. 

2. Die Kommission ist außerdem, wie schon in den 
Vorjahren, so auch für das Kalenderjahr 1971 
von dem am 15. Februar 1964 erhöhten Außen- 
schutz der Montanunion abgewichen und hat 
u. a. der Bundesrepublik, um die Struktur ihres 
traditionellen Warenaustausches mit Nicht-EWG- 
Ländern nicht zu stören, eine Reihe von weiteren 
Zollkontingenten gewährt (Stab- und Bandstähle, 
Walzdrähte und Bleche sowie Halberzeugnisse). 

Die Bundesregierung will von den ihr erteilten 
Ermächtigungen Gebrauch machen, um Preis- 
erhöhungen für diese Waren und die daraus her- 
gestellten Erzeugnisse zu vermeiden. 

Da die Zollkontingente im Interesse der deut- 
schen Wirtschaft liegen, empfehle ich namens des 
Ausschusses für Wirtschaft dem Hohen Haus, der 
Verordnung zuzustimmen. 


. März 1971 


Kaffka 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt der Verordnung — 
Drucksache VI/1884 — zu. 


Bonn, den 4. März 1971 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Kaffka 

Vorsitzender Berichterstatter 
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